Klage gegen Griechenland-Hilfe

Karlsruhe soll es richten

Fünf Kläger ziehen mit einer Verfassungsbeschwerde in Karlsruhe gegen die Griechenland-Hilfe zu Felde. Unter ihnen auch Ökonom Joachim Starbatty, der bereits vergeblich gegen die Euro-Einführung geklagt hatte.

Von Joachim Jahn
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Aufbegehren gegen die Griechenlandhilfe: Vier Professoren klagen in Karlsruhe

07. Mai 2010  

Gegner der Subventionen für Griechenland hoffen auf das Bundesverfassungsgericht. Fünf Kläger, darunter die Ökonomen Wilhelm Hankel und Joachim Starbatty sowie der Rechtswissenschaftler Karl Albrecht Schachtschneider, haben am Freitag an der Gerichtspforte in Karlsruhe ihre Klageschrift abgegeben. Verbunden war ihre Verfassungsbeschwerde mit einem Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung. Wenn es nach den Klägern gegangen wäre, die schon – vergeblich – gegen die Einführung des Euro prozessiert hatten, hätten die Richter Bundespräsident Horst Köhler die Unterschrift unter das „Währungsunion-Finanzstabilisierungsgesetz“ verbieten sollen. Auch sollten sie der Regierung den Vollzug der beschlossenen Hilfen untersagen. Doch zumindest Köhler hat mittlerweile ungeachtet der Verfassungsbeschwerde seine Unterschrift unter das Gesetz gesetzt.

Bundesregierung und Bundestag haben schon zwei Juraprofessoren für den Fall benannt, dass das Verfassungsgericht Stellungnahmen einholt. Doch wenn es will, kann das Gericht postwendend entscheiden. Es ist keineswegs ungewöhnlich, dass die Karlsruher Verfassungshüter in Eilfällen am Wochenende urteilen – etwa wenn das Verbot einer Demonstration auf dem Spiel steht.
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